
 

  

S 5 KR 1/23 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Schleswig-Holstein
Sozialgericht Schleswig-Holsteinisches

Landessozialgericht
Sachgebiet -
Abteilung 10.
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren dieselbe Krankheit, einstweilige

Anordnung, Fortbestehen
Krankenversicherung, Fortbestehen
Mitgliedschaft, Krankengeld

Leitsätze 1. Für das Fortbestehen der
Mitgliedschaft in der gesetzlichen
Krankenversicherung gemäß § 192 Abs 1
Nr 2 SGB V auf Grund des Bezugs von
Krankengeld reicht es zwar nach der
mittlerweile ständigen Rechtsprechung
des BSG aus, dass eine Arbeitsunfähigkeit
(nahtlos) am Tag nach der Beendigung
eines Pflichtversicherungsverhältnisses
ärztlich festgestellt wird (vgl BSG, Urteil
vom 10. Mai 2021, B 1 KR 19/11 R, juris
Rn 13). Ob diese Rechtsprechung aber
dahingehend zu erweitern ist, dass eine
wegen eines Feiertags oder wegen des
Wochenendes erst am nächsten Werktag
erfolgende ärztliche Feststellung
ebenfalls noch ausreichend nahtlos ist, ist
eine offene Rechtsfrage, deren
Beantwortung nicht im Rahmen eines
einstweilgen Rechtschutzverfahrens –
sondern im Haptsacheverfahren – zu
erörtern ist. 

2. Ein Anstragsteller hat keinen Anspruch
auf eine umfassende rechtliche Prüfung
der Hauptsache im Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes (vgl hierzu
Bundesverfassungsgericht <BVerfG>,
Kammerbeschluss vom 27. Mai 1998 – 2
BvR 378/98 – juris Rn 16/17 mwN). 
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3. Im Rahmen des einstweiligen
Rechtsschutzes ist bei der Beurteilung, ob
bei dem Versicherten dieselbe Krankheit
im Sinne von § 46 Satz 3 SGB V besteht,
auf die in den
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen
genannten Diagnosen abzustellen. 

Normenkette § 192 Abs 1 Nr. 2 SGB V, § 46 Satz 3 SGB
V, § 86 b Abs. 2 SGG

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 KR 1/23 ER
Datum 09.02.2023

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 KR 14/23 B ER
Datum 06.06.2023

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Schleswig vom 9. Februar 2023 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Beschwerdeverfahren nicht zu
erstatten.

Â 

GrÃ¼nde:

I.

Streitig ist die vorlÃ¤ufige GewÃ¤hrung von Krankengeld. 

Â 

Der 1960 geborene Antragsteller war bis zum 30. April 2022 aufgrund einer
BeschÃ¤ftigung pflichtversichertes Mitglied der Antragsgegnerin. Nach der
Vereinbarung eines Aufhebungsvertrags mit einer Abfindungsverpflichtung des
damaligen Arbeitgebers iHv 25.000 Euro endete das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zu
dem vorangestellt genannten Datum. 

Â 
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Aufgrund der Abfindungszahlung stellte die zustÃ¤ndige Agentur fÃ¼r Arbeit (AfA)
fÃ¼r den Monat Mai 2022 beim Antragsteller zunÃ¤chst ein Ruhen des
Arbeitslosengeldanspruchs nach Â§Â 158 AbsÂ 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Drittes
Buch (SGB III) fest (Bescheid vom 7. Juni 2022). Da die behandelnden Ã�rzte beim
Antragsteller aufgrund einer depressiven Episode (ICD 10 = F32.9) auÃ�erdem seit
dem 2. Mai 2022 durchgehend eine ArbeitsunfÃ¤higkeit feststellten, erlieÃ� die AfA
noch einen â��Aufhebungsbescheidâ�� hinsichtlich (einer nicht erfolgten)
Bewilligung von Arbeitslosengeld, weil der Antragsteller erkrankungsbedingt dem
Arbeitsmarkt nicht zur VerfÃ¼gung gestanden habe (Bescheid vom 16. Juni 2022).

Â 

Die Antragsgegnerin lehnte mit Bescheid vom 27. Juni 2022 die vom Antragsteller
ab dem 2. Mai 2022 beantragte Zahlung von Krankengeld ab, weil die
ArbeitsunfÃ¤higkeit des Antragstellers lÃ¤nger als einen Monat Ã¼ber das Ende
seiner (Pflicht-)Mitgliedschaft hinaus angedauert habe. AuÃ�erdem habe fÃ¼r den
Antragsteller am 2.Â Mai 2022 weder als Arbeitnehmer noch als Bezieher von
Arbeitslosengeld Versicherungsschutz in der gesetzlichen Krankenversicherung und
damit auch kein Anspruch auf die GewÃ¤hrung von Krankengeld bestanden 

Â 

Den gegen diese Entscheidung vom Antragsteller eingelegten Widerspruch wies die
Antragsgegnerin am 17.Â Januar 2023 zurÃ¼ck. Hiergegen hat der Antragsteller
innerhalb der Klagefrist Klage vor dem Sozialgericht Schleswig erhoben (S 5 KR
21/23). 

Â 

Am 11. Januar 2023 hat der Antragsteller beim Sozialgericht (SG) Schleswig den
Erlass einer einstweiligen Anordnung â�� gerichtet auf die vorlÃ¤ufige Zahlung von
Krankengeld â�� beantragt. Zusammengefasst geht er davon aus, dass die aus dem
zuletzt bestehenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bei der Antragsgegnerin
resultierende (Pflicht-)Mitgliedschaft mit Krankengeldanspruch nach Â§ 192 Abs 1 Nr
2 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) weiterhin fortbestehe, wobei wegen der
Regelung in Â§ 46 Satz 3 SGB V unschÃ¤dlich sei, dass die Feststellung seiner
ArbeitsunfÃ¤higkeit erst am 2. Mai 2022 und damit nach der Beendigung des
sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses erfolgt sei. Da er
ohne Krankengeldzahlungen auf die GewÃ¤hrung des wegen bestehender
Verbindlichkeiten fÃ¼r ihn nicht auskÃ¶mmlichen Arbeitslosengelds II angewiesen
sei, bestehe auch ein EilbedÃ¼rfnis. 

Â 

Das SG Schleswig hat den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung mit
Beschluss vom 9. Februar 2023 sinngemÃ¤Ã� abgelehnt (â��zurÃ¼ckgewiesenâ��).
Einen (Anordnungs-)AnÂspruch auf die vorlÃ¤ufige GewÃ¤hrung von Krankengeld
habe der Antragsteller nicht glaubhaft gemacht. Zwar sei er derzeit bei der
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Antragsgegnerin aufgrund des Bezugs von BÃ¼rgergeld nach Â§ 5 Abs 1 Nr 2a SGB
V pflichtversichert. Ein Anspruch auf Krankengeld sei bei dieser Form der
Pflichtversicherung aber nach Â§ 44 Abs 2 Satz 1 Nr 1 SGB V ausgeschlossen.
Ferner gehe der Antragsteller zu Unrecht davon aus, dass seine aus dem zuletzt
bestehenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bei der Antragsgegnerin resultierende
(Pflicht-)Mitgliedschaft mit Krankengeldanspruch Ã¼ber den 30. April 2022 hinaus
fortbestanden habe. So habe der Antragsteller im Anschluss an das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis weder Arbeitslosengeld iSv Â§Â 5 AbsÂ 1 NrÂ 2 SGB V
bezogen noch ruhe ein solcher Anspruch wegen einer Sperrzeit oder wegen einer
Urlaubsabgeltung (sondern wegen der Zahlung einer Abfindung iSv Â§ 158 Abs 1
Satz 1 SGB III). SchlieÃ�lich kÃ¶nne von einem Fortbestehen der frÃ¼heren
(Pflicht-)Mitgliedschaft auch nicht aufgrund der Regelung in Â§ 192 Abs 1 Nr 2 SGB
V ausgegangen werden, da die ArbeitsunfÃ¤higkeit des Antragstellers
Ã¤rztlicherseits am 2. Mai 2022 und damit erst nach der Beendigung des bis zum
30. April 2022 zuletzt bestehenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses festgestellt
worden sei. Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus der Regelung in 
Â§Â 46Â SatzÂ 3Â SGB V; die Vorschrift gelte ausdrÃ¼cklich nur fÃ¼r Versicherte,
deren Mitgliedschaft vom Bestand des Anspruchs auf Krankengeld abhÃ¤ngig sei.
Das treffe auf den Antragsteller aber nicht zu, weil dessen Mitgliedschaft â��
nachdem eine wÃ¤hrend des zuletzt bestehenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
noch festgestellte ArbeitsunfÃ¤higkeit am 16. April 2022 geendet habe â��
aufgrund einer verÂsicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung bestanden habe. 

Â 

Gegen diesen Beschluss (zugestellt am 10. Februar 2023) wendet sich der
Antragsteller am 8. MÃ¤rz 2023 mit einer Beschwerde an das Landessozialgericht
Schleswig-Holstein und macht geltend, dass er seit dem 2. Mai 2022 durchgehend
bis zum 31. MÃ¤rz 2023 krankgeschrieben worden sei. Auch habe seine bei der
Antragsgegnerin aus dem zuletzt bestehenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
resultierende (Pflicht-)Mitgliedschaft aufgrund der Regelung in Â§Â 192 Abs 1 Nr 2
SGB V fortbestanden; insbesondere sei bei ihm wegen derselben Erkrankung eine
fortlaufende ArbeitsunfÃ¤higkeit festgestellt worden. Dabei sei es nach der
Monatsfrist in Â§Â 46 SatzÂ 3 SGB V unbeachtlich, dass diese ArbeitsunfÃ¤higkeit
erstmals am 2. Mai 2022 festgestellt worden sei.

Â 

Der Antragsteller beantragt,

Â 

den Beschluss des Sozialgerichts vom 9. Februar 2023 aufzuheben und die
Antragsgegnerin im Wege einer einstweiligen Anordnung zu verpflichten, dem
Antragsteller ab Antragstellung Krankengeld zu gewÃ¤hren.

Â 
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Die Antragsgegnerin beantragt,

Â 

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie hÃ¤lt den angefochtenen Beschluss fÃ¼r zutreffend.

Â 

ErgÃ¤nzend wird hinsichtlich des Vorbringens der Beteiligten und des Sachstandes
auf den Inhalt der Gerichtsakte und die den Antragsteller betreffenden
Verwaltungsakten der Antragsgegnerin und der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit Bezug
genommen.

Â 

II.

Â 

Die gemÃ¤Ã� Â§Â 172Â AbsÂ 1, AbsÂ 3 Nr.Â 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) 
zulÃ¤ssige Beschwerde ist unbegrÃ¼ndet. 

Â 

Das SG Schleswig hat es zu Recht abgelehnt, die AntragsÂgegnerin zur vorlÃ¤ufigen
GewÃ¤hrung von Krankengeld zu verpflichten.

Â 

1. GemÃ¤Ã� Â§Â 86bÂ AbsÂ 2 SatzÂ 1Â SGG kann das Gericht auf Antrag eine
einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr
besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden Zustandes die
Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert
werden kÃ¶nnte. Einstweilige Anordnungen sind nach Â§Â 86bÂ AbsÂ 2
SatzÂ 2Â SGG auch zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein
streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Wenn jedoch eine Klage keine Aussicht auf
Erfolg hÃ¤tte, ist ein Recht, das geschÃ¼tzt werden muss, nicht vorhanden. Dabei
ist regelmÃ¤Ã�ig eine summarische PrÃ¼fung, bezogen auf den gegenwÃ¤rtigen
Verfahrensstand, vorzunehmen. Erforderlich ist zum einen das Vorliegen eines
Anordnungsanspruchs, also eines Rechtsanspruchs auf die begehrte Leistung, und
zum anderen das Vorliegen eines Anordnungsgrundes, dh der Notwendigkeit einer
Eilentscheidung, die dem Antragsteller das Zuwarten auf eine gerichtliche
Entscheidung in der Hauptsache unzumutbar macht. GemÃ¤Ã� Â§Â 86bÂ AbsÂ 2
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SatzÂ 4Â SGG in Verbindung mit Â§Â 920Â AbsÂ 2 Zivilprozessordnung (ZPO) sind
Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund glaubhaft zu machen. Das bedeutet,
dass die BeweisfÃ¼hrung, die einem Antragsteller hinsichtlich der von ihm
behaupteten entscheidungserheblichen UmstÃ¤nde grundsÃ¤tzlich obliegt, dem
Gericht nur einen geringeren Grad an Ã�berzeugung vermitteln muss, als dies in
einem Klage-/Hauptsacheverfahren erforderlich ist. Anordnungsanspruch und
Anordnungsgrund sind dann glaubhaft gemacht, wenn mehr fÃ¼r als gegen die
Richtigkeit der Angaben des Antragstellers spricht.

Â 

2. Einen Anordnungsanspruch auf die vorlÃ¤ufige GewÃ¤hrung von Krankengeld hat
der Antragsteller vorliegend aber nicht glaubhaft gemacht. 

Â 

Rechtsgrundlage des geltend gemachten Anspruchs auf Krankengeld ist die
Regelung in Â§Â 44 Abs 1 iVm Â§ 46 Satz 1 Nr 1 und 2 SGB V.Â Dem
Gesetzeswortlaut folgend haben danach Versicherte ua dann Anspruch auf
Krankengeld, wenn eine Krankheit sie arbeitsunfÃ¤hig macht (Â§ 44 Abs 1 SGB V).
Der Anspruch entsteht von dem Tag der Ã¤rztlichen Feststellung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit an (Â§ 46 Satz 1 Nr 2 SGB V).Â Ob und in welchem Umfang
dabei Versicherte Krankengeld beanspruchen kÃ¶nnen, bestimmt sich allerdings
nach dem VersicherungsverhÃ¤ltnis, das im Zeitpunkt des jeweils in Betracht
kommenden Entstehungstatbestands fÃ¼r das Krankengeld vorliegtÂ (stRspr; vgl
Bundessozialgericht , Urteil vom 26. MÃ¤rz 2020 â�� B 3 KR 9/19 R â�� juris Rn 14
mwN). 

Â 

Nach diesen MaÃ�gaben kann der Antragsteller fÃ¼r den Zeitraum nach der
Beendigung seines letzten BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses â�� und damit ab
Eingang des Eilantrags beim SG am 12.Â Januar 2023 â�� voraussichtlich kein
Krankengeld beanspruchen. Hintergrund ist, dass nach der in dem hier
anhÃ¤ngigen einstweiligen Rechtsschutzverfahren gebotenen summarischen
PrÃ¼fung seine (Pflicht-)Mitgliedschaft mit Anspruch auf Krankengeld bei der
Antragsgegnerin nach der Beendigung dieses BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nicht
erhalten geblieben ist (dazu a). An dieser vorlÃ¤ufigen Bewertung vermag auch die
Regelung in Â§ 46 Satz 3 SGB V â�� wonach fÃ¼r Versicherte, deren Mitgliedschaft
nach Â§ 192 Abs 1 Nr 2 SGB V vom Bestand des Anspruchs auf Krankengeld
abhÃ¤ngig ist, der Anspruch auf Krankengeld auch dann bestehen bleibt, wenn die
weitere ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit nicht am nÃ¤chsten
Werktag, sondern spÃ¤testens innerhalb eines Monats nach dem zuletzt
bescheinigten Ende der ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¤rztlich festgestellt wird â�� nichts zu
Ã¤ndern (dazuÂ b). 

Â 
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a) Die (Pflicht-)MitÂgliedschaft bei einer gesetzlichen Krankenkasse bleibt
abweichend von den BeendigungstatÂbestÃ¤nden des Â§ 190 SGB V nach der
Gesetzeslage erhalten, solange Anspruch auf Krankengeld besteht (Â§ 192 AbsÂ 1
Nr 2 SGB V). Davon geht das BSG aus, wenn mit Ablauf des letzten Tags des
VersicherungsverhÃ¤ltnisses mit Anspruch auf Krankengeld und zu Beginn des
nÃ¤chsten Tags alle Voraussetzungen erfÃ¼llt sind, um spÃ¤testens dann einen
Anspruch auf Krankengeld entstehen zu lassen. DemgemÃ¤Ã� ist fÃ¼r den Erhalt
des Krankenversicherungsschutzes nach Entwicklungsgeschichte und Systematik
Ã¼ber eine rein wortlautbezogene Gesetzesauslegung hinaus eine Nahtlosigkeit
von BeschÃ¤ftigtenversicherung und mitgliedschaftserhaltenden
KrankengeldansprÃ¼chen vorausgesetzt und danach eine fortdauernde
krankenversicherungsrechtliche Absicherung â�� bis zur AnspruchserschÃ¶pfung
â�� in allen FÃ¤llen als gewÃ¤hrleistet anzusehen, in denen die ArbeitsunfÃ¤higkeit
des Versicherten zeitlich unmittelbar an ein zuvor bestehendes
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis oder einen vorangegangenen Krankengeld-
Bewilligungsabschnitt anschlieÃ�t. AusdrÃ¼cklich genÃ¼gt dafÃ¼r auch ein
erstmals am ersten Tag nach Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
entstandener Krankengeldanspruch wegen ArbeitsunfÃ¤higkeit (zuletzt hierzu BSG,
Urteil vom 7. April 2022 â�� B 3 KR 9/21 R â�� juris Rn 12 mwN).

Â 

Nach summarischer PrÃ¼fung kann vorliegend aber nicht davon ausgegangen
werden, dass eine Nahtlosigkeit idS zwischen dem letzten (am 30. April 2022
beendeten) BeschÃ¤ftigungsÂverhÃ¤ltnis des Antragstellers und der
anschlieÃ�enden Krankschreibung (durch eine ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung
vom 2. Mai 2022) besteht. DafÃ¼r hÃ¤tte der behandelnde Arzt beim Antragsteller
vielmehr eine ArbeitsunfÃ¤higkeit â��am ersten Tag nach Beendigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissesâ�� â�� also schon am 1. Mai 2022 â�� feststellen
mÃ¼ssen. Daran fehlt es hier. Dabei Ã¼bersieht der Senat nicht, dass es sich bei
diesem Tag um einen Feiertag (und auÃ�erdem einen Sonntag) gehandelt hat, an
dem der KlÃ¤ger in der Regel keine Vertragsarztpraxis zur Feststellung einer
ArbeitsunfÃ¤higkeit iSv Â§ 46 Satz 1 NrÂ 2 SGB V hat aufsuchen kÃ¶nnen. Insoweit
ist nÃ¤mlich zu berÃ¼cksichtigen, dass bei einer derartigen Konstellation nach der
ArbeitsÂunfÃ¤higkeits-Richtlinie des GeÂmeinÂsamen Bundesausschusses â��eine
RÃ¼ckdaÂtierung des Beginns der ArbeitsunfÃ¤higÂkeit auf einen vor dem
BehandlungsÂbeginn liegenden Tag (â�¦) nach gewissenÂhafter PrÃ¼fungâ��
zumindest ausÂnahmsweise und bis zu drei Tagen zulÃ¤ssig gewesen ist (Â§ 5 Abs
3 Satz 2 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie in der hier anzuwenÂdenden Fassung
vom 18. Januar 2022). Daher lÃ¤sst der Umstand, dass der behandelnde
Vertragsarzt von dieser MÃ¶glichkeit bei der Krankschreibung des Antragstellers am
2. Mai 2022 keinen Gebrauch gemacht hat, vorlÃ¤ufig nur den Schluss zu, dass eine
â��zeitlich unmittelbar an ein zuvor bestehendes BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisâ��
anknÃ¼pfende ArbeitsunfÃ¤higkeit des Antragstellers auch nicht vorgelegen hat. 

Â 

ErgÃ¤nzend dazu merkt der Senat noch an, dass eine KlÃ¤rung der (Rechts-)Frage,
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ob es fÃ¼r die vorangestellt dargelegte Rechtsprechung des BSG zur Nahtlosigkeit
von BeschÃ¤ftigtenversicherung und mitgliedschaftserhaltenden
KrankengeldansprÃ¼chen ebenfalls ausreicht, dass die ArbeitsunfÃ¤higkeit des
Versicherten zwar nicht am nÃ¤chsten Tag nach der Beendigung eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses festgestellt wird, sondern â�� wegen eines Sonn-
oder Feiertags â�� erst am nÃ¤chsten Werktag, schon wegen ihrer KomplexitÃ¤t
und den weitreichenden Auswirkungen fÃ¼r die PflichtversicherungsverhÃ¤ltnisse
im Bereich der GKV dem Hauptsacheverfahren vorbehalten bleiben muss. Dabei ist
es nach Sinn und Zweck von Eilverfahren in einem Verfahren des vorlÃ¤ufigen
Rechtsschutzes grundsÃ¤tzlich nicht Aufgabe der Gerichte, schon in diesem
Verfahren eine umfassende rechtliche PrÃ¼fung der Hauptsache vorzunehmen (vgl
hierzu Bundesverfassungsgericht , Kammerbeschluss vom 27. Mai 1998 â��
2Â BvRÂ 378/98 â�� juris Rn 16/17 mwN). 

Â 

b) An dieser Bewertung vermag die Regelung in Â§ 46 Satz 3 SGB V nichts zu
Ã¤ndern. 

Â 

Nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut der Regelung ergibt sich hieraus allein die
VerlÃ¤ngerung eines bestehenden Krankengeldanspruchs, sofern eine weitere
â��ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit nicht am nÃ¤chsten Werktag
(â�¦), aber spÃ¤testens innerhalb eines Monats nach dem zuletzt bescheinigten
Ende der ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¤rztlich festgestellt wird.â�� Demnach fingiert die
Regelung zwar ebenfalls eine Form von Nahtlosigkeit; diese bezieht sich aber
â��nurâ�� auf die Feststellung einer bereits zuvor in einer Erst- oder
Folgebescheinigung Ã¤rztlich attestierten ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben
Erkrankung. Insoweit ergibt sich fÃ¼r die hier maÃ�gebliche Konstellation â�� fÃ¼r
die eine Nahtlosigkeit von BeschÃ¤ftigungsversicherung (die hier am 30.Â April
2022 endete) und mitgliedschaftserhaltenden KrankengeldansprÃ¼chen nach 
Â§Â 192 Abs 1 Nr 2 SGB V erforderlich ist â�� aus der Vorschrift in Â§ 46 Satz 3 SGB
V keine anwendbare Regelungswirkung. Soweit danach â��fÃ¼r Versicherte, deren
Mitgliedschaft nach Â§ 192 Absatz 1 Nummer 2 vom Bestand des Anspruchs auf
Krankengeld abhÃ¤ngig ist, (â�¦) der Anspruch auf Krankengeldâ�� unter den im
Gesetz genannten Voraussetzungen bestehen bleibt, werden davon allenfalls
AnsprÃ¼che nach den Â§Â§Â 44 ff SGB V erfasst, bei denen es auf eine nahtlose
Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit ankommt. Im Fall
des Antragstellers geht es aber nicht darum, ob die am 2. Mai 2022 Ã¤rztlich
festgestellte ArbeitsunfÃ¤higkeit nahtlos an eine zuvor bereits festgestellte
ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Erkrankung anknÃ¼pft, sondern â�� wie
vorangestellt dargelegt â�� ob die am 30. April 2022 bei der Antragsgegnerin
endende (Pflicht-)Mitgliedschaft mit Krankengeldanspruch wegen einer zeitlich
zumindest nicht unmittelbar spÃ¤ter festgestellten ArbeitsunfÃ¤higkeit dennoch
nach Â§ 192 Abs 1 Nr 2 SGB V fortbesteht. Davon kann nach der im einstweiligen
Rechtsschutzverfahren gebotenen summarischen PrÃ¼fung derzeit aber nicht
ausgegangen werden.
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Â 

UnabhÃ¤ngig davon ist vorliegend zu berÃ¼cksichtigen, dass beim Antragsteller
zuvor bis einÂschlieÃ�lich 15. April 2022 wegen Problemen mit Bezug auf
Schwierigkeiten bei der LebensÂbewÃ¤ltigung (ICD 10 = Z73) sowie Unwohlsein
und ErmÃ¼dung (ICD 10 = R53) eine ArbeitsunfÃ¤higkeit festgestellt worden ist.
AnschlieÃ�end ist er zunÃ¤chst fÃ¼r ca 14 Tage wieder arbeitsfÃ¤hig gewesen und
dann nach der Beendigung seines letzten BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses am
2.Â Mai 2022 an einer depressiven Episode (ICD 10 = F32.9) â�� und damit
ersichtlich nicht an derselben Erkrankung iSv Â§ 46 Satz 3 SGB V wie zuvor bis Mitte
April 2022 â�� erkrankt. Das wird insbesondere daran deutlich, dass die zwischen
April und Mai 2022 getroffenen Diagnosen der behandelnden Ã�rzte
unterschiedlichen ICD 10-Kapiteln (die â��Fâ��-Erkrankungen gehÃ¶ren zum
Kapitel V , die â��Râ��-Erkrankungen zum Kapitel XVIII
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